
Nach den getroffenen Vereinbarungen und 
unter Berücksichtigung der gesetzlichen Regelung 
über die Staatsbürgerschaft der DDR sind vor 
dem 31. 12. 1971 vorgenommene Handlungen 
nicht mehr nach der Bestimmung über den unge­
setzlichen Grenzübertritt strafbar (vgl. § 2 des 
Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsbür­
gerschaft vom 16. 10. 1972, GBl. I S. 265).

Die Begehungsweisen des ungesetzlichen 
Grenzübertritts werden in den Abs. 1 und 2 klar 
und übersichtlich bezeichnet. Damit werden zu­
gleich die Verhaltensanforderungen deutlich for­
muliert. Die in Abs. 1 bezeichnete Begehungs­
weise „widerrechtlich die Staatsgrenze passieren“ 
umfaßt jedes Überschreiten, Überqueren, Über­
winden der Staatsgrenze der DDR ohne staatliche 
Genehmigung, und zwar sowohl vom Ausland in 
die DDR als auch in umgekehrter Richtung. Die­
ses widerrechtliche Passieren der Staatsgrenze 
kann sich auf jeden Bereich der Staatsgrenze der 
DDR beziehen. Es kann auf dem Land-, dem 
Luft- oder dem Wasserwege erfolgen. Diese Tat­
bestandsalternative kann sowohl von Ausländern 
als auch von DDR-Bürgern erfüllt werden.

Verletzungen von Bestimmungen über den 
zeitweiligen Aufenthalt können sich sowohl auf 
Reisefristen als auch auf Reisewege beziehen. Be­
stimmungen des Transitverkehrs werden speziell 
bei widerrechtlichem Abweichen von den festge­
legten Transitstrecken verletzt.

Sowohl Verletzungen der Bestimmungen über 
den zeitweiligen Aufenthalt in der DDR als auch 
der Bestimmungen über den Transit durch die 
DDR sind nur durch Ausländer (im Sinne des 
§ 80 Abs. 5) möglich.

In Abs. 2 werden die Begehungsweisen der 
Nichtrückkehr bzw. der nicht fristgemäßen Rück­
kehr von DDR-Bürgern sowie die Verletzung 
staatlicher Festlegungen über den Auslandsauf­
enthalt von DDR-Bürgern geregelt.

Diese Tatbestandsalternativen umfassen straf­
rechtliche Pflichtverletzungen von DDR-Bür­
gern nach staatlich genehmigter Ausreise aus der 
DDR.

Nichtrückkehr liegt vor, wenn DDR-Bürger 
von einer staatlich genehmigten Reise in andere 
Staaten nicht bzw. für eine unbestimmte Zeit nicht 
zurückkehren. Sie liegt auch vor, wenn DDR- 
Bürger nach legaler Ausreise sich ungenehmigt in 
Drittstaaten begeben, um nicht bzw. für unbe­
stimmte Zeit nicht in die DDR zurückzukehren.

Nicht fristgemäße Rückkehr liegt vor, wenn 
DDR-Bürger die mit einer staatlichen Genehmi­

gung zur Ausreise verbundene Frist nicht einhal- 
ten und erst nach Ablauf dieser Frist in die DDR 
zurückkehren. Bei geringfügiger oder begründe­
ter Fristverletzung liegt gemäß § 3 Abs. 1 StGB 
eine Straftat nicht vor. Es ist § 3 Abs. 2 StGB zu 
beachten.

Verletzungen staatlicher Festlegungen über den 
Auslandsaufenthalt von DDR-Bürgern beziehen 
sich vor allem auf die Verletzung territorialer 
Festlegungen. Sie liegen vor, wenn DDR-Bürger 
entgegen der Genehmigung zur Ausreise aus der 
DDR und zum Aufenthalt in bestimmten Staaten 
oder Gebieten in weitere Staaten oder Gebiete 
reisen, die von der Genehmigung nicht umfaßl 
sind. Sofern das mit dem Ziel erfolgt, nicht oder 
nicht fristgerecht in die DDR zurückzukehren, 
liegt nicht die Alternative der Verletzung staatli­
cher Festlegungen über den Auslandsaufenthalt, 
sondern Nichtrückkehr bzw. nicht fristgerechte 
Rückkehr vor.

In Abs. 3 werden besonders qualifizierte Be­
gehungsweisen nach den Absätzen 1 und 2, durch 
welche sich die Gefährlichkeit des ungesetzlichen 
Grenzübertritts erhöht, als schwere Fälle mit ei­
nem erweiterten Strafrahmen (Freiheitsstrafe von 
1 Jahr bis zu 8 Jahren) unter Strafe gestellt.

Diese Begehungsweisen werden in beispiel­
hafter Aufzählung („insbesondere“) entspre­
chend ihrer konkreten Angriffsrichtung und 
Schwere inhaltlich bestimmt. Speziell die in den 
Ziffern 1 und 3 bezeichneten Begehungsweisen 
der Tatbegehung unter Gefährdung des Lebens 
und der Gesundheit von Menschen und der Tat­
begehung mit besonderer Intensität charakterisie­
ren die besondere Schwere derartiger Angriffe 
gegen die Staatsgrenze.

„Waffen“ im Sinne des § 213 Abs. 3 Ziff. 2 
sind nicht nur Schußwaffen (gemäß § 206 ff. 
StGB), sondern auch Hieb- und Stichwaffen. 
Durch die Bezugnahme auf § 240 (Urkundenfäl­
schung) und § 242 (Falschbeurkundung) in dei 
Ziffer 4 wird der kriminelle Charakter der Bege­
hungsweisen deutlich gemacht. Eine tateinheitli­
che Anwendung des § 213 mit diesen Tatbestän­
den ist daher ausgeschlossen.

Tatbegehung „zusammen mit anderen“ im 
Sinne der Ziffer 5 umfaßt jedes gemeinschaftliche 
Handeln von mindestens zwei Tätern, die zur Er­
reichung des angestrebten Erfolges bewußt Zu­

sammenwirken. Zusammen mit anderen handelt 
auch, wer mit Menschenhändlern gemäß § 105 
oder § 132 zusammenwirkt.

Die mehrfache Tatbegehung und der im
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